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1. Rechtsgrundlage 

In seiner Rehabilitations-Richtlinie regelt der G-BA unter anderem die Verordnung von Re-
habilitationsleistungen durch Vertragsärztinnen und Vertragsärzte als Grundlage für die Leis-
tungsentscheidung der Krankenkassen. Die gesetzlichen Grundlagen dieser Aufgabe des 
G-BA ergeben sich aus § 92 Absatz 1 Satz 2 Nr. 8 SGB V und den §§ 11, 40 und 41 SGB V. 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

Durch Artikel 1 des „Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Men-
schen mit Behinderungen“ (Bundesteilhabegesetz – BTHG) vom 23. Dezember 2016 wurde 
das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX), Teil 1 mit Wirkung zum 1. Januar 2018 neu 
gefasst. Die vorgenommenen Änderungen dienen der Anpassung der Rehabilitations-
Richtlinie an die Neufassung des SGB IX. 

2.1 Anpassungen an die veränderte Strukturierung des SGB IX 
Die Richtlinie wurde an die durch das BTHG geänderte Strukturierung und Nummerierung im 
SGB IX angepasst. Verweise in das SGB IX wurden entsprechend aktualisiert. 

2.2 Wegfall der gemeinsamen Servicestellen nach § 22 SGB IX a. F.  
In § 1 Absatz 2 Satz 3 und in § 5 Absatz 3 Satz 2 erfolgte jeweils eine Anpassung in Bezug 
auf den Wegfall der gemeinsamen Servicestellen gemäß dem § 22 SGB IX a. F. durch das 
BTHG. 

2.3 Änderungen in § 1 

Zu Absatz 1 Satz 1 
Die Ergänzung um die Wörter „volle“ und „wirksame“ greift die Änderung des § 1 Absatz 1 
SGB IX auf. Durch die Ergänzung „am Leben“ wird der Richtlinientext an den Gesetzestext 
angepasst.  
Die Ergänzungen zur Zielstellung der Rehabilitations-Richtlinie heben die Bedeutung einer 
frühzeitigen und umfassenden Identifizierung von Rehabilitationsbedarf für eine gelingende 
Teilhabe hervor. 
Zu Absatz 2 Satz 1 
Im Weiteren wird die Bedeutung der selbstbestimmten Teilhabe des Menschen mit Behinde-
rung und des von Behinderung bedrohten Menschen hervorgehoben. Entsprechend sind 
Versicherte im gesamten Prozess der Rehabilitation sowie bei der Umsetzung von Nachsor-
geempfehlungen im Anschluss an eine Maßnahme der medizinischen Rehabilitation durch-
gängig zu beteiligen. Bei Bedarf können entsprechende Vertrauenspersonen einbezogen 
werden. 
Zu Absatz 2 Satz 4 
Zugleich unterstützt die Richtlinie den im BTHG vorgesehenen Auftrag zu einer umfassen-
den Bedarfsfeststellung und einer im Einzelfall vorzunehmenden Teilhabeplanung. Sofern 
Anhaltspunkte zu weiteren Bedarfen an Leistungen zur Teilhabe anstelle oder über die me-
dizinische Rehabilitation hinaus (z. B. Leistungen zur sozialen Teilhabe oder Teilhabe am 
Arbeitsleben) erkennbar sind, sollen diese auf dem Vordruck zur Verordnung von Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation dokumentiert werden. Die Krankenkasse greift diese zur 
frühzeitigen Bedarfserkennung auf. 
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2.4 Änderung in § 2 Absatz 4 

Die geänderten Regelungen zu Verfahren und Fristen rechtfertigen den Hinweis auf § 14 ff. 
SGB IX. 

2.5 Änderung in § 5 

Zu Absatz 1 
Beratung nimmt einen wichtigen Stellwert zur Sicherstellung der Selbstbestimmung der Be-
troffenen ein. Mit dem Ziel, die Position der oder des Leistungsberechtigten gegenüber den 
Leistungsträgern und Leistungserbringern zu stärken, wird mit der Novellierung des SGB IX 
die ergänzende Leistung der trägerunabhängigen Beratung eingeführt. Neben den Leis-
tungsträgern sollen auch die behandelnde Ärztin oder der behandelnde Arzt über dieses 
ergänzende Beratungsangebot sowie zugleich zu den Beratungsangeboten der Leistungs-
träger informieren. 
Zu Absatz 3, 3. Spiegelstrich 
Im Weiteren wird der Auftrag der Rehabilitationsträger nach § 12 Abs. 1 Satz 1 SGB IX, im 
Falle der Erkennung eines Rehabilitationsbedarfs auf eine Antragstellung hinzuwirken, her-
vorgehoben. 
Zu Absatz 3, 4. Spiegelstrich 
Durch die Regelung wird die Aufgabe der Krankenkasse, die Versicherte oder den Versicher-
ten im Sinne einer selbstbestimmten Teilhabe über das Verwaltungsverfahren zu informie-
ren, hervorgehoben. 

2.6 Änderungen in § 11 
Die Bedeutung des Behinderungsbegriffs und die Leitidee der Inklusion, die auch bereits vor 
der Novellierung des SGB IX für die Feststellung des Bedarfs an Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation und Teilhabe von Bedeutung waren, werden nochmals hervorgehoben 
und sollen daher zukünftig auch in Fortbildungen vermittelt werden. 

2.7 Änderung in § 12 
Zu Absatz 1 Satz 1 
Die gegebenenfalls vorliegenden weiteren Unterlagen werden beispielhaft erläutert und da-
bei die Bedeutung eines im Einzelfall vorliegenden Teilhabeplans hervorgehoben. 
Im Weiteren wird klargestellt, dass die Entscheidung der Krankenkasse unter Berücksichti-
gung der individuellen Teilhabeziele vorgenommen wird. 
Zu Absatz 1 Satz 2 
Die Ergänzung umfasst eine Anpassung an die gesetzlichen Änderungen, wonach neben 
§ 14 SGB IX auch die nachfolgenden Regelungen Aussagen zu Fristen enthalten. 
Mit der Streichung des Wortes „gegebenenfalls“ wird klargestellt, dass nur bei Abweichungen 
eine Begründung notwendig ist; dann aber in jedem Falle. 

2.8 Änderung in § 14  
Es erfolgte eine Anpassung an die gesetzliche Änderung des § 5 Nummer 5 SGB IX. Die im 
Weiteren vorgenommene Änderung umfasst eine Anpassung an die durch den Wegfall des 
§ 14 Absatz 6 SGB IX a. F. eingetretenen Änderungen und berücksichtigen zugleich die 
Stärkung der Selbstbestimmung der oder des Versicherten bei der Umsetzung von weiteren 
Leistungen zur Teilhabe. 
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3. Würdigung der Stellungnahmen 

Unter Berücksichtigung der Stellungnahmen ergaben sich folgende Änderungen am Be-
schlussentwurf: 
Zu § 2 Absatz 4 und 5 (Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren, siehe Abschnitt 7.3): 
Der von der Patientenvertretung vorgeschlagene Absatz 4 wird gestrichen. Der bisherige 
Absatz 5 wird zu Absatz 4 und wird um den Satz „Für das Antragsverfahren bei der Kran-
kenkasse gelten die Regelungen der §§ 14 ff. SGB IX.“ ergänzt.  
In § 5 Absatz 3, 1. Spiegelstrich wird die Ergänzung „und die Leistungsausführung als Per-
sönliches Budget“ aufgenommen. 
Zu § 12: In Absatz 1 wird der 4. Spiegelstrich wie folgt gefasst: „- gegebenenfalls weiterer 
Unterlagen (zum Beispiel eines im Einzelfall vorliegenden Teilhabeplans)“ und in Absatz 2 
das Wort „gegebenenfalls“ gestrichen. 
In § 14 wird der Klammerzusatz wie folgt gefasst: „zum Beispiel Leistungen zur Teilhabe am 
Arbeitsleben, zur sozialen Teilhabe, zur Teilhabe an Bildung“. 
Das Stellungnahmeverfahren ist in Abschnitt 7 dokumentiert. 

4. Bürokratiekostenermittlung 

Auf Grund der Änderungen im § 1 Absatz 2 Satz 4 unterstützt die Richtlinie den im BTHG 
vorgesehenen Auftrag zu einer umfassenden Bedarfsfeststellung und einer im Einzelfall vor-
zunehmenden Teilhabeplanung. In diesem Zusammenhang sind Vertragsärzte dazu aufge-
fordert bei Anhaltspunkten zu weiteren Bedarfen an Leistungen zur Teilhabe diese auf dem 
Vordruck zur Verordnung von Leistungen zur medizinischen Rehabilitation zu dokumentie-
ren. Auf Grund fehlender Daten, in wie viel Fällen neben Leistungen der medizinischen Re-
habilitation weitere Bedarfe an Leistungen zur Teilhabe bestehen, erfolgt keine Berechnung 
der Bürokratiekosten. 

5. Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

23.12.2016  Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz – 
BTHG) 

22.02.2017 UA VL Aufnahme der Beratungen und Beauftragung der Arbeitsgrup-
pe Re-RL 

21.02.2018 UA VL Beratung des Beschlussentwurfs und Beschluss zur Einleitung 
des Stellungnahmeverfahrens vor abschließender Entschei-
dung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO) über eine Än-
derung der Rehabilitations-Richtlinie 

25.04.2018 UA VL Anhörung und abschließende Würdigung der Stellungnahmen 

17.05.2017 G-BA Abschließende Beratungen und Beschluss über eine Ände-
rung der Rehabilitations-Richtlinie 

05.07.2018  Nichtbeanstandung des BMG 

03.08.2018  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

04.08.2018  Inkrafttreten 
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6. Fazit 

Der Gemeinsame Bundesausschuss beschließt die Änderung der Richtlinie über Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation (Rehabilitations-Richtlinie) zur Anpassung an das Bundes-
teilhabegesetz. 
 
Berlin, den 17. Mai 2018 
 
 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
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7. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 

Die Volltexte zur Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens sind als Anlage zu den Tra-
genden Gründen beigefügt. 

7.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens 
Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat in Delegation für das Plenum nach § 3 Ab-
satz 1 Satz 2 Geschäftsordnung (GO) und 1. Kapitel § 10 Absatz 1 der Verfahrensordnung 
des G-BA (VerfO) in seiner Sitzung am 21. Februar 2018 beschlossen, ein Stellungnahme-
verfahren nach § 91 Absatz 5 SGB V sowie § 92 Absatz 5 Satz 1 SGB V vor seiner Ent-
scheidung über eine Änderung der Rehabilitations-Richtlinie einzuleiten. Den zur Stellung-
nahme berechtigten Organisationen der Leistungserbringer, der Rehabilitationsträger und 
der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, der Bundesärztekammer sowie der Bun-
despsychotherapeutenkammer wurde Gelegenheit gegeben, innerhalb einer Frist von vier 
Wochen zur beabsichtigten Änderung der Rehabilitations-Richtlinie Stellung zu nehmen. Den 
angeschriebenen Organisationen wurden anlässlich der Beschlussfassung des G-BA zur 
Einleitung des Stellungnahmeverfahrens auch die Tragenden Gründe als Erläuterung über-
sandt. Die Stellungnahmefrist endete am 21. März 2018. 

7.2 Eingegangene Stellungnahmen 
Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutionen/Organisationen, denen Gelegenheit 
zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde sowie entsprechende Eckdaten zum 
Eingang und zur Anhörung sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 21.03.2018 Verzicht auf das Stel-
lungnahmerecht 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 06.03.2018 Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 
und mündlichen Anhö-
rung 

Organisationen der Leistungserbringer, der Rehabilitationsträger und der Bundesarbeitsgemeinschaft 
für Rehabilitation gemäß § 92 Absatz 5 Satz 1 SGB V 

Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV Bund) 23.02.2018 kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 

Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger 
der Sozialhilfe (BAGüS) 

05.03.2018 Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 

Evangelisches Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. 
Diakonie Deutschland (Diakonie) 

07.03.2018 Zustimmung, 
kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 

Deutsches Rotes Kreuz e.V. (DRK) 08.03.2018 Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 

Fachverband Drogen- und Suchthilfe e.V. 09.03.2018 kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV) 15.03.2018 Verzicht auf Abgabe 
einer Stellungnahme 

Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) 16.03.2018 Zustimmung, 
kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 
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Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Bundesverband für stationäre Suchtkrankenhilfe e.V. 
(buss) 

17.03.2018 kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 

Deutsche Gesellschaft für Medizinische 
Rehabilitation e.V. (DEGEMED) 

19.03.2018 

siehe Abschnitt 7.6 

Fachverband Sucht e.V. 19.03.2018 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V. (AWO) 20.03.2018 

Bundesverband Deutscher Privatkliniken e.V. (BDPK) 20.03.2018 

Bundesverband evangelische Behindertenhilfe e.V. (BeB) 21.03.2018 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e.V. (BAR) 21.03.2018 

Bundesverband Geriatrie e.V. 28.03.2018 
(verfristet) 

Zustimmung, 
kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 

Bundesverband ambulant-teilstationäre Neurorehabilitati-
on e.V. 

03.04.2018 
(verfristet) 

kein Änderungsbedarf 
am Beschlussentwurf 

Bundesarbeitsgemeinschaft der medizinisch-beruflichen 
Rehabilitationseinrichtungen e.V. (Phase II) 

Keine Stellungnahme abgegeben. 

Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabilitation psychisch 
kranker Menschen e.V. (BAG RPK) 

Bundesverband ambulanter medizinischer Rehabilitati-
onszentren e.V. (BamR) 

Caritas-Bundesverband Kinder- und Jugendreha e.V. 
(CKR) 

Caritas Suchthilfe e.V. – Bundesverband der Suchthil-
feeinrichtungen im Deutschen Caritasverband (CaSu) 

Der Paritätische Gesamtverband e.V. 

Deutscher Heilbäderverband e.V. 

Deutsches Müttergenesungswerk 

Gesamtverband für Suchtkrankenhilfe – Fachverband der 
Diakonie Deutschland e.V. (GVS) 

Kneipp-Bund e.V. 

Zentralverband ambulanter Therapieeinrichtungen 
Deutschland e.V. (ZAT) 

Bundesagentur für Arbeit 

Bundesarbeitsgemeinschaft der Landesjugendämter 

Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 

Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau 
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7.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren 
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7.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren 
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7.5 Auszug der Richtlinie zum Stellungnahmeverfahren 
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7.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen 

Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

1.  DEGEMED § 2 Re-RL 
Die Patientenvertretung schlägt nach 
§ 2 Absatz 3 der Re-RL die Einfügung 
eines weiteren Absatzes vor. Die vor-
geschlagene Einfügung verweist auf 
die Vorrangregelung von § 7 Absatz 2 
SGB IX. Die Vorrangregelung besagt, 
dass die Vorschriften der Kapitel 2 bis 
4 SGB IX den für die jeweiligen Reha-
bilitationsträger geltenden Leistungs-
gesetzen vorgehen. Durch die Einfü-
gung werden die bisherigen Absätze 4 
bis 8 zu den Absätzen 5 bis 9. 
Wir empfehlen, dem Vorschlag der 
Patientenvertretung zu folgen und den 
vorgeschlagenen Absatz 4 in die Re-
RL einzufügen. 

Mit dem Verweis auf § 7 Absatz 2 SGB IX 
in § 2 Absatz 4 (neu) der Re-RL wird her-
vorgehoben, dass der bundesrechtlich 
normierte zwingende Anwendungsvorrang 
der Vorschriften des SGB IX auch für die 
Träger der gesetzlichen Krankenversiche-
rung gilt. Auch sie sind verpflichtet, mit an-
deren Rehabilitationsträgern koordiniert 
zusammenzuarbeiten, Bedarfe umfassend 
zu ermitteln und die Leistungen nahtlos 
festzustellen und zu erbringen. 
In der Praxis gibt es immer wieder Be-
schwerden von Leistungsberechtigten über 
unzureichende Koordinierung der Leis-
tungsträger sowie Verzögerung bei der 
Leistungserbringung. Wir empfehlen daher, 
den Hinweis auf den Anwendungsvorrang 
der Artikel 2-4 SGB IX in die Re-RL aufzu-
nehmen. 

Durch den Kompromiss in § 2 
Absatz 5 des Beschlussent-
wurfs ist ein Verweis in Ab-
satz 4 in der zur Stellungnah-
me gegebenen Fassung ent-
behrlich. 

Änderung 
am BE 

2.   § 2 Re-RL 
Der Vorschlag der Patientenvertretung 
und des GKV-Spitzenverbands sieht 
eine Ergänzung von § 2 der Re-RL um 
einen weiteren Absatz vor. Dieser 
Absatz verweist auf die Regelungen 
von § 14 SGB IX. 
Wir empfehlen, den von der Patienten-
vertretung und dem GKV-
Spitzenverband vorgeschlagenen 
neuen Absatz in § 2 Re-RL einzufü-

Der vorgeschlagene Absatz verweist vor 
allem auf das Verfahren der zügigen Zu-
ständigkeitsklärung nach § 14 SGB IX. Der 
Absatz verweist außerdem auf das neue 
Teilhabeplanverfahren bei der Beteiligung 
mehrerer Leistungsträger (§ 19 SGB IX). 
Hiernach ist entweder der erstangegangene 
oder der zweitangegangene Rehabilitati-
onsträger für die umfassende Feststellung 
des Bedarfs und für die Leistungserbrin-
gung zuständig. Damit auch die Träger der 
GKV ihre Zuständigkeit nach Anträgen auf 

Dem Vorschlag der PatV und 
des GKV-SV wird im Sinne der 
Kompromissfindung gefolgt 
(siehe Nummer 1). 

keine Ände-
rung am BE 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

gen. Rehabilitation und Teilhabe innerhalb der 
Fristen des § 14 SGB IX klären und bei 
Beteiligung mehrerer Träger vom Teilhabe-
plan Gebrauch machen, empfehlen wir, den 
vorgeschlagenen Absatz in die Reha-
Richtlinie mit aufzunehmen. 

3.   § 5 Re-RL 
Die vorgeschlagene Änderung ergänzt 
die gemäß den gesetzlichen Vorgaben 
des BTHG erforderlichen Beratungser-
fordernisse und -angebote. 
Wir empfehlen, die in § 5 vorgeschla-
genen Ergänzungen aufzunehmen. 
Wir empfehlen darüber hinaus § 5 
Absatz 1 Satz 3 wie folgt zu ergänzen. 
Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
„Bei der Beratung wird 
- auf ergänzende unabhängige Ange-

bote zur Teilhabeberatung nach § 32 
SGB IX, 

- auf die Möglichkeit der Beratung 
durch die Beratungsstellen der Re-
habilitationsträger sowie 

- gesondert auf das Wunsch- und 
Wahlrecht der Versicherten nach § 8 
SGB IX hingewiesen. 

Die Krankenkasse ist nicht berechtigt, 
die Ausübung des Wunsch- und Wahl-
rechts des Versicherten von dessen 
Bereitschaft abhängig zu machen, 
Kosten der Rehabilitationsleistung 
über die gesetzlichen Vorschriften in 

Ziel des BTHG ist es, das Wunsch- und 
Wahlrecht zu stärken. Versicherte bekla-
gen, dass Krankenkassen bei Reha-
Antragsverfahren unrechtmäßig Zuzahlun-
gen für die Bewilligung von Wunschkliniken 
verlangen oder die Wünsche des Patienten 
übergehen. Das Bundeversicherungsamt 
(BVA) hat in den zurückliegenden Jahren 
zahlreiche Fälle geprüft und beanstandet, in 
denen Krankenkassen von Versicherten die 
Beteiligung an Behandlungskosten verlangt 
hatten, wenn sie an einer von ihnen ge-
wählten indikationsgerechten, zertifizierten 
und durch Versorgungsvertrag nach § 111 
SGB V zugelassenen Reha-Einrichtung 
festhalten. Den Hinweis darauf, dass die 
Ausübung des Wunsch- und Wahlrechts 
durch Versicherte nicht von deren Bereit-
schaft abhängig gemacht werden darf, dass 
sie Zuzahlungen über den gesetzlich er-
laubten Rahmen hinaus leisten, halten wir 
deshalb für dringend notwendig. 

Die Berücksichtigung von 
Wunsch- und Wahlrecht sowie 
die Erhebung von Mehrkosten, 
sofern das Wunsch- und Wahl-
recht nicht zum Tragen kommt, 
sind eindeutig im Gesetzt ge-
regelt und bedürfen hier keiner 
weiteren Wiederholung. 

keine Ände-
rung am BE 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

§§ 40 Absatz 2 Satz 2, Absatz 6 SGB 
V hinaus zu tragen.“ 

4.   § 12 Re-RL 
Die vorgeschlagenen Änderungen 
berücksichtigen die durch BTHG neu 
eingeführten Regelungen zum Verfah-
ren der Leistungsentscheidungen der 
Krankenkassen. 
Wir empfehlen, die in § 12 vorgeschla-
genen Ergänzungen aufzunehmen. 
Wir empfehlen darüber hinaus, § 12 
Absatz 2 Satz 1 wie folgt zu ergänzen.  
Satz 1 wird wie folgt gefasst:  
„Die Krankenkasse teilt der oder dem 
Versicherten und der Verordnerin oder 
dem Verordner ihre Entscheidung in 
geeigneter Form mit und begründet 
gegebenenfalls Abweichungen von der 
Verordnung. Die Versicherten erhalten 
mit dem Bescheid eine Rechtsbehelfs-
belehrung. Bei einer Ablehnung erfolgt 
eine obligatorische Reha-
Begutachtung des Versicherten durch 
den Medizinischen Dienst der Kran-
kenkassen (MDK).“ 

18,4% aller Anträge für Vorsorge- und Re-
haleistungen wurden 2015 von den Kran-
kenkassen abgelehnt (IGES Institut 2017, 
Studie im Auftrag des Patientenbeauftrag-
ten der Bundesregierung, Staatssekretär 
Karl-Josef Laumann). Die Studie des IGES-
Instituts besagt zudem, dass Ablehnungs-
bescheide meist als unverständlich und oft 
nicht nachvollziehbar empfunden werden. 
Die Autoren der Studie empfehlen, die Be-
mühungen um Aufklärung der Versicherten 
über das Vorgehen bei Leistungsanträgen 
zu verstärken. Jeder dritte Versicherte wis-
se nicht, dass man Leistungsablehnungen 
widersprechen könne.  
Um zu verhindern, dass Versicherte trotz 
Reha-Bedarf keine Leistungen erhalten, 
empfehlen wir darüber hinaus, vor der Ab-
lehnung der Leistung eine Reha-
Begutachtung des Versicherten durch den 
MDK durchzuführen. 

Der Streichung des Wortes 
„gegebenenfalls“ wird gefolgt, 
um klarzustellen, dass nur bei 
Abweichungen eine Begrün-
dung notwendig ist; dann aber 
in jedem Falle. 
Der Ergänzung der vorge-
schlagenen Sätze wird nicht 
gefolgt, da diese Regelung 
bereits im Gesetz enthalten 
sind. 

Änderung 
am BE 
 
 
 
 
keine Ände-
rung im BE 

5.  Fachver-
band Sucht 

§ 2 Rechtliche Grundlagen (4) 
Den Vorschlag der Patientenvertretung 
des Vorgangs der Kapitel 2-4 des SGB 
IX vor den Leistungsgesetzen begrüßt 
der Fachverband Sucht e.V. 

Er folgt der Begründung der Patientenver-
tretung. 

siehe Nummer 1  

6.   § 2 Abs. 5 Der Fachverband Sucht e.V. folgt dem Vor- siehe Nummer 2  
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 schlag der Patientenvertretung und des 
GKV-Spitzenverbandes zur Aufnahme ei-
nes entsprechenden Passus zum Antrags-
verfahren bei den Krankenkassen. 

7.  AWO § 1 Abs. 1 
Die Ergänzung der Ziele der Richtlinie 
um die Förderung der vollen, wirksa-
men und gleichberechtigten Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft begrüßt 
der AWO Bundesverband. 

Dadurch wird das Ziel der Richtlinie um das 
neue Teilhabeverständnis des Bundesteil-
habegesetzes ergänzt. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 

8.   § 1 Abs. 2 Satz 1 
Die Ergänzung der Ziele um die aktive 
Einbeziehung der Versicherten bei der 
Einleitung von Leistungen zur medizi-
nischen Rehabilitation begrüßen wir 
ebenfalls. 

Das Ziel der aktiven Beteiligung der Leis-
tungsberechtigten im medizinisch-
rehabilitativen Geschehen schließt ein Mit-
spracherecht bei der konkreten Ausgestal-
tung der einzelnen Leistungen ein und stellt 
somit eine Stärkung der Selbstbestimmung 
der Leistungsberechtigten dar. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 

9.   § 1 Abs. 2 Satz 4 
Das Hinzufügen des Aspektes, dass 
die Richtlinie auch einen Beitrag zum 
frühzeitigen Erkennen weiterer Teilha-
bebedarfe leisten soll, bewertet der 
AWO Bundesverband positiv. 

Zusätzlich zu medizinischen Rehabilitati-
onsbedarfen können Leistungsberechtigte 
weitere Teilhabebedarfe wie zum Beispiel 
zur sozialen Teilhabe oder zur Teilhabe am 
Arbeitsleben haben. Es ist daher nur sach-
gerecht, dass die Richtlinie auch einen 
Beitrag zum frühzeitigen Erkennen dieser 
Bedarfe leisten will. Dies entspricht im Üb-
rigen auch dem gesetzlichen Auftrag des 
neu gefassten SGB IX zur umfassenden 
Bedarfsermittlung und den neu eingeführ-
ten Regelungen zur trägerübergreifenden 
Teilhabeplanung. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 

10.   § 2 Abs. 4 Dadurch wird klargestellt, dass die neu siehe Nummer 1  
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Wir unterstützen den Einschub dieses 
Absatzes, der zum Ausdruck bringt, 
dass die neuen Regelungen im SGB 
IX zur Einleitung der Rehabilitation, 
zum Erkennen und Ermitteln des Re-
habilitationsbedarfes und zur Koordi-
nation der Leistungen vorrangig gel-
ten. 

eingeführten Regelungen des SGB IX zur 
trägerübergreifenden Gewährung und Ko-
ordinierung von Leistungen der Rehabilita-
tion die rechtliche Grundlage auch für das 
Leistungsgeschehen im Rahmen medizini-
scher Rehabilitation nach SGB V bilden. 

11.   § 2 Abs. 5 
Der AWO Bundesverband befürwortet 
die Ergänzung des Absatzes um den 
Verweis auf die im SGB IX neu gefass-
ten Vorschriften zu Form und Frist der 
Antragstellung. 

Hiermit wird betont, dass bei einem Antrag 
auf Rehabilitationsleistungen bei einer ge-
setzlichen Krankenkasse die im SGB IX 
neu eingeführte sogenannte „Turbo-
Klärung“ zur Frage, ob die Krankenkasse 
oder wer sonst leistender Rehabilitations-
träger ist, und gegebenenfalls die neuen 
Regelungen zur Koordinierung von Leis-
tungen verschiedener Rehabilitationsträger 
zur Anwendung kommen müssen. 

siehe Nummer 2  

12.   § 5 Abs. 1 
Die Ergänzung des Ziels der Rehabili-
tationsberatung, die Versicherten in die 
Lage zu versetzen, selbstbestimmt 
über die Beantragung von Leistungen 
zu entscheiden, begrüßen wir. Eben-
falls positiv bewerten wir den neu auf-
genommenen Verweis auf die unter-
schiedlichen Beratungsmöglichkeiten. 

Umfassende Beratungsmöglichkeiten sind 
unabdingbare Voraussetzung dafür, dass 
Leistungsberechtigte möglichst selbstbe-
stimmt entscheiden können, welche Reha-
bilitationsleistungen sie in Anspruch neh-
men wollen.  Durch die geplanten Ergän-
zungen des Absatzes wird die Verpflichtung 
aller relevanten Akteure betont, sowohl auf 
die Beratung durch die Rehabilitationsträ-
ger als auch auf das mit dem Bundesteilha-
begesetz neu eingeführte Angebot der Er-
gänzenden unabhängigen Teilhabebera-
tung hinzuweisen. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 

13.   § 5 Abs. 3, 3. Spiegelstrich Diese Aufgabenerweiterung entspricht § 12 Kenntnisnahme der Zustim- keine Ände-
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Die Ergänzung der vorrangigen Bera-
tungsaufgaben der Krankenkasse um 
die Beratung zu möglichen weiteren 
Teilhabeleistungen anderer Rehabilita-
tionsträger begrüßt der AWO Bundes-
verband. 

Abs. 1 SGB IX n. F., wonach die Rehabilita-
tionsträger das frühzeitige Erkennen eines 
Rehabilitationsbedarfes sicherstellen müs-
sen. 

mung rung am BE 

14.   § 5 Abs. 3, 4. Spiegelstrich 
Die Ergänzung der vorrangigen Bera-
tungsaufgaben der Krankenkasse um 
die Beratung zum Ablauf des Antrags-
verfahrens begrüßen wir ebenso. 

Informationen zum Antragsverfahren sind 
für die Versicherten eine wichtige Voraus-
setzung, um sich im Verwaltungsverfahren 
orientieren zu können. Wichtig ist aller-
dings, dass nicht nur im Vorfeld der Bean-
tragung einer Leistung über das damit aus-
gelöste Verfahren beraten wird, sondern die 
Versicherten auch während des Antrags-
verfahrens über für sie relevante Schritte 
zeitnah unterrichtet werden. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 

15.   § 11 
Die Ergänzung der möglichen Fortbil-
dungsinhalte um den Behinderungs-
begriff und um die Leitidee von Inklusi-
on halten wir für sachgerecht. 

Dadurch wird es möglich, zum neuen Be-
hinderungsbegriff des SGB IX, der sich am 
Verständnis von Behinderung gemäß der 
UN-Behindertenrechtskonvention orientiert, 
und zum Grundgedanken von Inklusion zu 
schulen. Behinderung wird nun als Resultat 
einer Wechselwirkung von individuellen 
Einschränkungen und gesellschaftlichen 
Reaktionen darauf verstanden. Der Grund-
gedanke von Inklusion schließt hieran an 
und stellt die gesellschaftliche Wertschät-
zung und gemeinschaftliche Unterstützung 
von individueller Vielfalt in den Mittelpunkt. 
Medizinische Rehabilitation hat demgemäß 
nicht nur auf gesundheitliche Einschrän-
kungen zu fokussieren, sondern muss re-
gelmäßig auch die persönliche Lebenssitu-

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 
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ation beachten. 

16.  BDPK § 2 Abs. 4 neu und Abs. 5 sollen ent-
sprechend des Vorschlags der Patien-
tenvertreterInnen aufgenommen bzw. 
ergänzt werden. 

Wir sprechen uns für die Aufnahme des 
neuen Absatzes 4 und die Ergänzung zu 
Absatz 5 aus. Im gesamten Paragrafen 2 
werden rechtliche Grundlagen widergege-
ben. Die Ergänzungen gehören zu den 
rechtlichen Grundlagen, die für die medizi-
nischen Rehabilitationsleistungen relevant 
sind. 

siehe Nummern 1 und 2  

17.  BeB § 1 Abs. 1 
Die Änderungen werden begrüßt.  

Die Anpassung an das BTHG ist notwen-
dig.  

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 

keine Ände-
rung am BE 

18.   § 1 Abs.2 S. 1 
Die Änderungen werden begrüßt. 

Der BeB spricht sich für die nachvollziehba-
re Begründung der PatV aus. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 
Die Tragenden Gründe sind 
nicht Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens, son-
dern dienen der Erläuterung. 

keine Ände-
rung am BE 

19.   § 1 Abs. 2 S. 4 
Die Änderungen werden begrüßt. 

Der BeB spricht sich für die nachvollziehba-
re Begründung der PatV aus. 

ebenda keine Ände-
rung am BE 

20.   § 2 Abs. 4 
Die Änderung wird grundsätzlich be-
grüßt. Es sollte jedoch ergänzend 
(nach dem letzten Satz) ausdrücklich 
auf § 21 SGB IX hingewiesen werden 
bzw. dessen Inhalt zitiert werden. 

Bei der Vorschrift des § 7 Abs.2 SGB IX 
handelt es sich um eine neue und für viele 
ungewöhnliche Vorschrift, die praktisch von 
sehr hoher Relevanz ist. Aus diesem Grund 
ist es an dieser Stelle gerechtfertigt, die 
Norm zur Klarstellung aufzunehmen. So-
weit Leistungsträger Verfahren nach den 
jeweils eigenen Leistungsgesetzen durch-
zuführen haben, gelten diese ergänzend. 
Hierüber gibt es viel Verwirrung und Un-

siehe Nummer 1  
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klarheit, wie auch die Begründung zeigt 
(siehe unten). Zur Klarstellung ist daher ein 
Hinweis auf § 21 SGB IX bzw. dessen In-
halt aufzunehmen. 

21.   In der Begründung zu § 2 Abs. 4 sind 
Satz 3 und 4 zu streichen. 

Satz 3 der Begründung der PatV ist so nicht 
zutreffend und führt zusammen mit Satz 4 
zu einer fehlerhaften Aussage. In Bezug auf 
die Verfahrensregelungen ist das Konkur-
renzverhältnis dergestalt, dass sowohl das 
Teilhabeplanverfahren als auch das Verfah-
ren des jeweiligen Leistungsgesetzes an-
zuwenden ist, also zu Grunde zu legen ist. 
Beides ist nebeneinander und ergänzend 
durchzuführen, vgl. etwa § 21 SGB IX. Vgl. 
auch z.B. für die Teilhabeplankonferenz § 
119 Abs.3 SGB IX. Gleiches gilt z.B. auch 
für das Verhältnis von § 13 SGB IX und den 
speziellen Anforderungen an die Instrumen-
te in § 118 SGB IX. Durch die Formulierung 
wird der Eindruck erweckt, es handele sich 
um ein ausschließendes Verhältnis. 

PatV 
Die Tragenden Gründe sind 
nicht Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens, son-
dern dienen der Erläuterung. 

 

22.   § 2 Abs. 5 
Die Änderung wird begrüßt. Die Be-
gründung der PatV ist wie nebenste-
hend zu ersetzen. 

Die Nennung von §§ 14f SGB IX ist recht-
lich nicht zwingend, an dieser Stelle aber 
sehr sinnvoll. In der Tat sind erhebliche und 
wichtige Änderungen in den §§14f vorge-
nommen worden, die sich in der Praxis 
noch durchsetzen müssen. Ein Hinweis ist 
daher an dieser Stelle sowohl für Leistungs-
träger als auch für Patienten hilfreich. Die 
Begründung der PatV trägt indes nicht, 
denn § 14 f SGB IX- alt beinhaltete auch 
bislang klare Fristen- und Formregelungen. 

siehe Nummer 2  
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23.   § 5 Abs. 1, 3 
Die Änderungen werden begrüßt. Die 
Begründungen zu Abs. 1 sollten beide 
beibehalten werden. 

Der BeB kann sich beiden Begründungen 
anschließen, die sich aus Sicht des BeB gut 
ergänzen. 

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 
Die Tragenden Gründe sind 
nicht Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens, son-
dern dienen der Erläuterung. 

keine Ände-
rung am BE 

24.   § 11 
Die Änderungen werden begrüßt. Die 
Begründungen sollten beide beibehal-
ten werden. 

Der BeB kann sich beiden Begründungen 
anschließen, die sich aus Sicht des BeB gut 
ergänzen. 

ebenda  

25.   § 12 
Die Änderungen werden begrüßt.  
In der Begründung der PatV ist Satz 3 
zu streichen. 

Auch an dieser Stelle ist der Hinweis auf § 
14 f SGB IX aus den oben genannten 
Gründen wichtig. Der BeB kann sich beiden 
Begründungen anschließen, allerdings ist in 
der Begründung der PatV wiederum der 
Hinweis auf die „neue Verpflichtung, die 
Verfahren in einer bestimmten Form und 
Frist zu erledigen“ unzutreffend, da § 14 
SGB IX – alt auch bislang schon diese An-
forderungen stellte.  

Kenntnisnahme der Zustim-
mung 
PatV 
Die Tragenden Gründe sind 
nicht Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens, son-
dern dienen der Erläuterung. 

keine Ände-
rung am BE 

26.   § 14 in Satz 2 ist in der Klammer „Teil-
habe an Bildung“ zu ergänzen. 

Die Leistungen zur Teilhabe an Bildung (§ 5 
Nr.4 SGB IX) fehlt und sollte der Vollstän-
digkeit halber ergänzt werden. 

Dem Vorschlag wird entspro-
chen. Ferner wird ein „zum 
Beispiel“ in die Klammer auf-
genommen um klarzustellen, 
dass die Aufzählung im Klam-
merzusatz nicht abschließend 
ist. 

Änderung 
am BE 

27.  BAR Zu § 1 Abs. 2 Satz 3 der Richtlinie 
Vorschlag 1:  
Ergänzung nach „Krankenkassen" um 

 Den Vorschlägen wird aus 
nachfolgenden Gründen nicht 
gefolgt. 

keine Ände-
rungen am BE 
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„und weiteren Rehabilitationsträgern 
gemäß § 6 SGB IX sowie [...]“ 
Vorschlag 2:  
Anstelle einer ersatzlosen Streichung 
von „gemeinsamen Servicestellen 
(gemäß § 22 SGB IX)“ Erwähnung und 
Aufnahme der vom Gesetzgeber nun-
mehr vorgesehenen „Ansprechstellen" 
gemäß § 12 Abs. 1 SGB IX sowie der 
„Beratungsstellen der Rehabilitations-
träger“ 

zu Vorschlag 1 
Die Regelungskompetenz der 
Rehabilitations-Richtlinie er-
streckt sich nicht auf weitere 
Rehabilitationsträger. 
 
zu Vorschlag 2 
Die Ansprechstellen ersetzen 
nicht die „Gemeinsamen Ser-
vicestellen“, da diese einen 
anderen Auftrag im Rehabilita-
tionsprozess hatten. Dieser 
Auftrag richtete sich auf Bera-
tung und Begleitung. Zudem 
ist die Regelungskompetenz 
der Rehabilitations-Richtlinie 
nicht auf weitere Rehabilitati-
onsträger zu übertragen. Die 
Beratungsstellen der Kranken-
kassen sind durch die Aufzäh-
lung der Krankenkassen be-
reits eingeschlossen. 

28.   Zu § 2 Abs. 1 Satz 2 
Ergänzung um den Begriff „Präventi-
on" wie folgt: Den Grundsätzen „Prä-
vention/Rehabilitation vor Rente“, 
„Prävention/Rehabilitation vor Pflege“ 
und [...] 

Das SGB IX (§ 3) formuliert eindeutig den 
Grundsatz des „Vorrangs von Prävention". 
Einer chronischen Krankheit, einer Behin-
derung soll rechtzeitig, also spätestens bei 
Vorliegen erster gesundheitlicher Ein-
schränkungen, wirkungsvoll entgegengetre-
ten werden. Aufgrund dessen scheint an-
gezeigt, „Prävention“ hier begrifflich mit 
aufzunehmen. 

Die Regelungen zu § 2 Ab-
satz 1 war nicht Gegenstand 
des Stellungnahmeverfahrens. 

keine Ände-
rung am BE 

29.   Zu § 2 Abs. 4 (Vorschlag PatV) und Die Änderungen werden mit Blick auf die siehe Nummern 1 und 2  
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Abs. 5 (Vorschlag GKV-SV/PatV 
 

insoweit eindeutige neue Regelung des 
neuen § 7 SGB IX unterstützt. Im Vorschlag 
PatV zu einem Abs. 4 neu fehlt vor den 
Kapitelangaben jeweils die Angabe „Teil 1“. 

30.   Zu § 4 Abs. 2 
Einfügung eines neuen 4. Spiegel-
strichs: 
- die trägerübergreifend vereinbarten 

Grundsätze für Instrumente der 
Bedarfsermittlung nach § 13 SGB 
IX 

Die Grundsätze für Instrumente zur Be-
darfsermittlung sind ab 1.1.2018 gesetzlich 
als Grundlage der Bedarfsermittlung und -
feststellung in der Rehabilitation verankert. 
Angesichts der zu Recht in der Reha-
Richtlinie vorgesehenen zentralen Rolle 
des Vertragsarztes bei der Beurteilung von 
Reha-Bedürftigkeit, Reha-Fähigkeit und 
Reha-Prognose, ist es zur Vermeidung von 
Friktionen notwendig, dass die entspre-
chenden trägerübergreifenden Grundlagen 
allen im Verfahren involvierten Stellen von 
vornherein bekannt sind. 

Dem Vorschlag wird nicht ge-
folgt, da bisher keine Grunds-
ätze für Instrumente existieren. 
Im Übrigen richten sich die 
Grundsätze an den Rehabilita-
tionsträger. 

keine Ände-
rung am BE 

31.   Zu § 5 Abs. 1 Satz 3, 2. Spiegelstrich 
(Entsprechend zuvor betr. § 1 Abs. 2 
Satz 3) Das Wort „sowie" wird ersetzt 
durch ein Komma, nach dem unter 
einem weiteren Spiegelstrich folgender 
zusätzlicher Text eingefügt wird: 
- auf die Möglichkeit der Information 

durch die Ansprechstellen der Re-
habilitationsträger sowie 

Die Ansprechstellen nach § 12 Abs. 1 Nr. 3 
SGB IX sind von den Rehabilitationsträgern 
zu benennen und haben die gesetzliche 
Aufgabe, die Informationsangebote nach § 
12 Abs. 1 Satz 2 an Leistungsberechtigte, 
Arbeitgeber und auch andere Rehabilitati-
onsträger zu vermitteln. Hinsichtlich der 
Zusammenarbeit der Ansprechstellen ver-
weist das Gesetz auf § 15 Abs. 3 SGB I in 
analoger Anwendung. Hiernach sind die 
Ansprechstellen verpflichtet, untereinander 
und mit den anderen Leistungsträgern mit 
dem Ziel zusammenzuarbeiten, eine mög-
lichst umfassende Auskunftserteilung durch 
eine Stelle sicherzustellen. 

Dem Vorschlag wird nicht ge-
folgt, da hier Regelungen zur 
individuellen Beratung getrof-
fen werden, nicht aber zu all-
gemeinen Informationen, wel-
che durch die Ansprechstellen 
vermittelt werden (siehe Aus-
führungen zu Nummer 27). 

keine Ände-
rung am BE 
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32.   Zu § 5 Abs. 2 Satz 4 
Keine Streichung von Satz 4, sondern 
stattdessen Ersetzung der bisherigen 
Paragraphenangabe „§ 61 Absatz 1 
SGB IX“ durch „§ 34 SGB IX“. 

Die vorgesehene Streichung des Hinweises 
auf die einschlägigen gesetzlichen Normen 
wird als Rückschritt eingeschätzt. Für die 
Transparenz und das Verständnis aller am 
Verfahren beteiligten Stellen und Personen 
ist die Kenntnis maßgeblicher Bestimmun-
gen notwendig. 

Dem Vorschlag wird nicht ge-
folgt. Die in § 34 SGB IX ge-
nannten Informationen sind 
bereits in § 5 Absatz 1 aufge-
führt. Im Übrigen entspricht § 
34 SGB IX n.F. nicht in Gänze 
den Regelungen in § 61 Ab-
satz 1 SGB IX a.F. 

keine Ände-
rung am BE 

33.   Zu § 5 Abs. 3 
Ergänzung zweier neuer (5. und 6.) 
Spiegelstriche: 
- bei vorliegenden Voraussetzungen 

des § 19 SGB IX - den Ablauf des 
Teilhabeplanverfahrens 

- die Möglichkeit der Leistungsaus-
führung als Persönliches Budget 

5. Spiegelstrich (neu): Durch § 19 SGB IX 
ist das Instrument „Teilhabeplan" seit 
1.1.2018 ausdrücklich gesetzlich verankert 
und inhaltlich ausgestaltet. zugleich ist das 
Verfahren komplex, so dass hierzu eine 
Beratung sinnvoll ist. 
6. Spiegelstrich (neu): Die vorgeschlagene 
Ergänzung entspricht § 12 Abs. 2 Satz 2, 2. 
Spiegelstrich, SGB IX. 

Der Vorschlag ist bereits durch 
§ 14 ff. SGB IX (vgl. § 5 Ab-
satz 3 4. Spiegelstrich) abge-
deckt und wird deshalb nicht 
berücksichtigt. 
Grundsätzlich wird bereits jetzt 
das Persönliche Budget von 
der Formulierung im ersten 
Spiegelstrich umfasst. Da es 
sich aber um eine besondere 
Form der Leistungsausführung 
handelt, wird der Hinweis auf 
das Persönlich Budget im ers-
ten Spiegelstrich ergänzt. 

keine Ände-
rung am BE 
 
 
 
Änderung 
am BE 

34.   Zu § 11 Satz 3 
Ergänzung der Aufzählung wesentli-
cher Inhalte von Fortbildungsveranstal-
tungen in Form zweier neuer (4. und 
5.) Spiegelstriche: 
- Sozialmedizinische Grundlagen der 

medizinischen Rehabilitation, z. B. 
zur sozialmedizinischen Begutach-
tung aus klinischer/praktischer 
Perspektive  

4. Spiegelstrich (neu): Entsprechendes 
Grundlagenwissen bildet im rehabilitativen 
Kontext eine essentielle Qualifikationsan-
forderung für Ärzte und Therapeuten, eine 
gesonderte Erwähnung unter „insbesonde-
re folgende Inhalte“ erscheint daher auch 
als geboten. 
5. Spiegelstrich (neu): Die Grundsätze für Ins                                     
Reha-Prognose, ist es zur Vermeidung von 
Friktionen notwendig, dass die entspre-
chenden trägerübergreifenden Grundlagen 

Dem Vorschlag wird nicht ge-
folgt, da durch die Ergänzung, 
dass in Fortbildungsveranstal-
tungen die Themen der Reha-
bilitations-Richtlinie und somit 
auch die sozialmedizinischen 
Grundlagen umfasst sind. 
In Bezug auf die trägerüber-
greifenden Grundsätze für 
Instrumente der Bedarfsermitt-
lung wird auf Nummer 30 ver-

keine Ände-
rung am BE 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

- Trägerübergreifende Grundsätze 
für Instrumente der Bedarfsermitt-
lung nach § 13 SGB IX 

allen im Verfahren involvierten Stellen von 
vornherein bekannt sind und zu diesem 
Zweck auch über Fortbildung vermittelt 
werden. 

wiesen. 

35.   Zu § 12 Abs. 1 
Einfügung eines neuen 4. Spiegel-
strichs: 
- eines ggf. vorliegenden Teilhabe-

plans 
(Der 4. Spiegelstrich wird zum 5. Spie-
gelstrich.) 

Durch § 19 SGB IX ist das Instrument „Teil-
habeplan“ seit 1.1.2018 ausdrücklich ge-
setzlich verankert und inhaltlich ausgestal-
tet. Insbesondere ist ausdrücklich vorgese-
hen, dass die Leistungsentscheidungen 
erkennen lassen müssen, wieweit sie die 
Feststellungen im Teilhabeplan berücksich-
tigt haben. 

Dem Vorschlag wird durch das 
Anfügen des Klammerzusat-
zes „zum Beispiel eines im 
Einzelfall vorliegenden Teilha-
beplans“ Rechnung getragen. 

Änderung 
am BE 

36.   Zu § 13 Abs. 1 
Einfügung eines neuen Satzes 2:  
Liegt ein Teilhabeplan nach § 19 
SGB IX vor, wird dieser dem Rehabili-
tationsplan zu Grunde gelegt.  
(Satz 2 wird Satz 3.) 

Durch § 19 SGB IX ist das Instrument „Teil-
habeplan“ seit 1.1.2018 ausdrücklich ge-
setzlich verankert und inhaltlich ausgestal-
tet. Dem sollte auch durch klarstellende 
Bezugnahmen in § 13 der Reha-Richtlinie 
Rechnung getragen werden. 

Die Regelungen zu § 13 waren 
nicht Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens. 

keine Ände-
rung am BE 

37.   Zu § 13 Abs. 5 
Ergänzung eines neuen Satzes 2: 
Die Krankenkasse leitet erforderlichen-
falls unter Berücksichtigung der ein-
schlägigen trägerübergreifenden Ge-
meinsamen Empfehlungen nach § 26 
SGB IX, insbesondere der Gemeinsa-
men Empfehlung „Reha-Prozess“, 
weitere Schritte ein. 

Die vorgeschlagene Klarstellung zum weite-
ren Vorgehen dient der Transparenz und 
entspricht damit dem Interesse aller am 
Verfahren beteiligten Stellen, insbesondere 
der Vertragsärzte und Rehabilitanden. 

Die Regelungen zu § 13 waren 
nicht Gegenstand des Stel-
lungnahmeverfahrens. Zudem 
ist der Vorschlag bereits im 
Grundsatz in § 14 Absatz 2 
Rehabilitations-Richtlinie ab-
gebildet. 

keine Ände-
rung am BE 

38.   Zu § 14 Abs. 2 
Ergänzung eines neuen Satzes 2 an 
Stelle der vorgesehenen Streichung 

Die vorgesehene Streichung des Hinweises 
auf die einschlägigen gesetzlichen Normen 
wird als Rückschritt eingeschätzt. Für die 

Dem Vorschlag wird nicht ge-
folgt. Die gesetzlichen Vorga-
ben sind im Übrigen ohnehin 

keine Ände-
rung am BE 
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Lfd. 
Nr. 

Institution/ 
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag Begründung Würdigung Beschluss-
entwurf (BE) 

der Worte ab „gemäß ...“: 
Das weitere Verfahren erfolgt insbe-
sondere nach Maßgabe der gesetzli-
chen Regelungen in Teil 1 Kapitel 2 bis 
4 SGB IX, die durch einschlägige trä-
gerübergreifende Gemeinsame Emp-
fehlungen, vor allem die Gemeinsame 
Empfehlung „Reha-Prozess", konkreti-
siert werden. 

Transparenz und das Verständnis aller am 
Verfahren beteiligten Stellen und Personen 
ist die Kenntnis maßgeblicher Bestimmun-
gen notwendig. Dies gilt im Hinblick auf die 
zur Streichung vorgesehenen Regelungen 
(bzw. Verweisung auf diese) umso mehr, 
als der Gesetzgeber ab 1.1.2018 diese 
Regelungen gerade ausgebaut und ge-
stärkt hat. Der zudem vorgeschlagene klar-
stellende Hinweis auf die trägerübergrei-
fenden Empfehlungen dient ebenfalls der 
Transparenz und dem Verständnis aller am 
Verfahren beteiligten Stellen/Personen. 

einzuhalten. 

39.   Zu § 4 Abs. 2 Satz 2 3. Spiegelstrich: 
Hier wäre „Krankenkasse" in Klam-
mern in „Krankenkassen" zu korrigie-
ren. 
Zu § 5 Abs. 1 Satz 1: „soll“ statt „sol-
len“. 
Zu § 11 Abs. 1 Satz 3: Hinter dem neu 
eingefügten Textteil „die Themen der 
Rehabilitations-Richtlinie“ wäre noch 
ein Komma einzufügen. 

redaktionelle Hinweise Zustimmende Kenntnisnahme; 
den redaktionellen Hinweisen 
wird gefolgt. 

Änderung BE 
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7.7 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen 
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7.8 Mündliche Stellungnahmen 
Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen, die eine schriftliche Stellungnahme abgege-
ben haben sowie nicht auf eine Anhörung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhörung 
am 25. April 2018 eingeladen worden. 

Teilnehmer der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 
Vertreterinnen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten, die an mündlichen Beratun-
gen im G-BA oder in seinen Untergliederungen teilnehmen, haben nach Maßgabe des 
1. Kapitels 5. Abschnitt VerfO Tatsachen offen zu legen, die ihre Unabhängigkeit potenziell 
beeinflussen. Inhalt und Umfang der Offenlegungserklärung bestimmen sich nach 1. Kapitel 
Anlage I, Formblatt 1 VerfO (abrufbar unter www.g-ba.de). Im Folgenden sind die Teilnehmer 
der Anhörung vom 25. April 2018 aufgeführt und deren potenziellen Interessenkonflikte zu-
sammenfassend dargestellt. Alle Informationen beruhen auf Selbstangabe der einzelnen 
Personen. Die Fragen entstammen dem Formblatt und sind im Anschluss an diese Zusam-
menfassung aufgeführt. 

Organisation/ 
Institution 

Anrede/Titel/Name Frage 

1 2 3 4 5 6 

Deutsche Gesellschaft für Me-
dizinische Rehabilitation e.V. 
(DEGEMED) 

Herr 
Christof Lawall Ja Nein Nein Nein Nein Nein 

Frau 
Bettina Schulze Ja Nein Nein Nein Nein Nein 

Arbeiterwohlfahrt Bundesver-
band e.V. (AWO) 

Herr 
Fabian Schwarz Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation e.V. (BAR) 

Herr Dr. 
Thomas Staehler Nein Nein Nein Nein Nein Nein 

Im „Formblatt 1 zur Offenlegung potenzieller Interessenkonflikte für Sachverständige und Vertreterin-
nen oder Vertreter von Stellungnahmeberechtigten“ wurden folgende 6 Fragen gestellt: 
Frage 1: Anstellungsverhältnisse  
Sind oder waren Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor angestellt bei 
einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbe-
sondere bei einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder 
einem industriellen Interessenverband? 

Frage 2: Beratungsverhältnisse  
Beraten Sie oder haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor ein Unter-
nehmen, eine Institution oder einen Interessenverband im Gesundheitswesen, insbesondere ein 
pharmazeutisches Unternehmen, einen Hersteller von Medizinprodukten oder einen industriellen Inte-
ressenverband direkt oder indirekt beraten? 

Frage 3: Honorare  
Haben Sie innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor direkt oder indirekt von 
einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesundheitswesen, insbe-
sondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizinprodukten oder einem 
industriellen Interessenverband Honorare erhalten für Vorträge, Stellungnahmen oder Artikel? 

Frage 4: Drittmittel  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genü-
gen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie 
tätig sind, abseits einer Anstellung oder Beratungstätigkeit innerhalb des laufenden Jahres und der 3 
Kalenderjahre davor von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Ge-
sundheitswesen, insbesondere einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medi-
zinprodukten oder einem industriellen Interessenverband finanzielle Unterstützung für Forschungsak-
tivitäten, andere wissenschaftliche Leistungen oder Patentanmeldungen erhalten? 



54 

Frage 5: Sonstige Unterstützung  
Haben Sie und/oder hat die Einrichtung (sofern Sie in einer ausgedehnten Institution tätig sind, genü-
gen Angaben zu Ihrer Arbeitseinheit, zum Beispiel Klinikabteilung, Forschungsgruppe etc.), für die Sie 
tätig sind, innerhalb des laufenden Jahres und der 3 Kalenderjahre davor sonstige finanzielle oder 
geldwerte Zuwendungen (z. B. Ausrüstung, Personal, Unterstützung bei der Ausrichtung einer Veran-
staltung, Übernahme von Reisekosten oder Teilnahmegebühren ohne wissenschaftliche Gegenleis-
tung) erhalten von einem Unternehmen, einer Institution oder einem Interessenverband im Gesund-
heitswesen, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen, einem Hersteller von Medizin-
produkten oder einem industriellen Interessenverband? 

Frage 6: Aktien, Geschäftsanteile  
Besitzen Sie Aktien, Optionsscheine oder sonstige Geschäftsanteile eines Unternehmens oder einer 
anderweitigen Institution, insbesondere von einem pharmazeutischen Unternehmen oder einem Her-
steller von Medizinprodukten? Besitzen Sie Anteile eines „Branchenfonds“, der auf pharmazeutische 
Unternehmen oder Hersteller von Medizinprodukten ausgerichtet ist? 

Der Inhalt der mündlichen Stellungnahme wurde in einem stenografischen Wortprotokoll 
festgehalten und in fachlicher Diskussion im Unterausschuss Veranlasste Leistungen gewür-
digt. Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen hat festgestellt, dass keine über die schrift-
lich abgegebenen Stellungnahmen hinausgehenden Aspekte in der Anhörung vorgetragen 
wurden. Daher bedurfte es keiner gesonderten Auswertung der mündlichen Stellungnahmen 
(siehe 1. Kapitel § 13 Absatz 3 Satz 4 VerfO). 
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7.9 Wortprotokoll der Anhörung 

 
 
 



56 

 

 
 
 



57 

 

 
 
 



58 

 

 
 
 



59 

 

 


	Tragende Gründe
	zum Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung der Richtlinie über Leistungen zur medizinischen Rehabilitation (Rehabilitations-Richtlinie): Anpassungen an das Bundesteilhabegesetz

	1. Rechtsgrundlage
	2. Eckpunkte der Entscheidung
	2.1 Anpassungen an die veränderte Strukturierung des SGB IX
	2.2 Wegfall der gemeinsamen Servicestellen nach § 22 SGB IX a. F.
	2.3 Änderungen in § 1
	2.4 Änderung in § 2 Absatz 4
	2.5 Änderung in § 5
	2.6 Änderungen in § 11
	2.7 Änderung in § 12
	2.8 Änderung in § 14

	3. Würdigung der Stellungnahmen
	4. Bürokratiekostenermittlung
	5. Verfahrensablauf
	6. Fazit
	7. Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens
	7.1 Einleitung des schriftlichen Stellungnahmeverfahrens
	7.2 Eingegangene Stellungnahmen
	7.3 Beschlussentwurf zum Stellungnahmeverfahren
	7.4 Tragende Gründe zum Stellungnahmeverfahren
	7.5 Auszug der Richtlinie zum Stellungnahmeverfahren
	7.6 Auswertung der schriftlichen Stellungnahmen
	7.7 Volltexte der schriftlichen Stellungnahmen
	7.8 Mündliche Stellungnahmen
	7.9 Wortprotokoll der Anhörung


